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dbb bundesfrauenvertretung kritisiert „frauenfeindliche Beförderungspraxis“ 
 
(dbb) Durch Stellenausschreibungen werden Frauen bei der Beförderung im nordrhein-
westfälischen Landesdienst gezielt benachteiligt. Zu diesem Ergebnis kommt ein von der 

NRW-Landesregierung in Auftrag gegebenes Rechtsgutachten des ehemaligen Verfas-
sungsrichters Hans-Jürgen Papier. „Frauen sind bei gleicher Eignung, Befähigung und 

fachlicher Leistung bevorzugt zu befördern. Das haben sich die Bundes- und Landesregie-

rungen in ihren jeweiligen Gleichstellungsgesetzen selbst zur Maßgabe gemacht.“ Das 
„gezielte Herumdoktern“ an Bewertungskriterien und Eignungsvoraussetzungen zeige, 

wie frauenfeindlich die Beförderungspraxis im öffentlichen Dienst bis heute ist, stellte 
Helene Wildfeuer, Vorsitzende der dbb bundesfrauenvertretung, am 18. Juli 2014 dazu 

fest.  

 
Seit Jahren kritisiert die dbb bundesfrauenvert-

retung, dass Ausschreibungen von Führungs-
positionen im öffentlichen Dienst gezielt auf 

bestimmte, in der Regel männliche Wunsch-
kandidaten zugeschnitten werden und verlangt 

nach mehr Transparenz und wirksamen Kont-
rollmechanismen. „Da helfen aus unserer Sicht 

auch keine weiteren offenen Formulierungen 

im Gesetz, wie sie Hans-Jürgen Papier vor-
schlägt“, machte Helene Wildfeuer deutlich. 

 
Papier hatte eine Neuregelung der einschlägi-

gen Gesetze angeregt und eine Umformulie-

rung der Zielsetzung empfohlen: „Frauen sind 

bevorzugt zu befördern, soweit ein Bewerber 
nicht eine offensichtlich bessere Eignung, Be-

fähigung oder fachliche Leistung vorzuweisen 
hat.“ Wildfeuer hingegen forderte konkretere 

Maßnahmen: „Frauenförderung und Gleichstel-
lungsbemühungen müssen in den Katalog der 

Leistungskriterien für Führungskräfte in Ver-

bindung mit Sanktionen aufgenommen wer-
den.“ 

(01/29/14) 

 
 

Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 

DBB NRW besteht auf Gehaltsanhebung eins zu eins 
 
(dbb) Alle Beamten in Nordrhein-Westfalen sollen wie die Tarifbeschäftigten im öffentli-
chen Dienst für 2013 und 2014 insgesamt 5,6 Prozent mehr Gehalt bekommen. Mit dieser 

Forderung werde der DBB NRW in die im August startenden Gespräche mit der rot-grünen 

Landesregierung gehen, sagte DBB-Landesvorsitzender Roland Staude der „Rheinischen 
Post“ (Ausgabe vom 21. Juli 2104). „Wir wollen eine Eins-zu-eins-Übertragung der Tarif-

ergebnisse“, sagte Staude, „und zwar rückwirkend für 2013 und 2014.“  

 
Auf die Frage, woher der Finanzminister dafür 
das Geld nehmen solle, sagte Staude: „Das ist 

seine Sache. Wir sehen nicht ein, dass der 
Landeshaushalt allein auf Kosten der Beamten-

schaft saniert werden soll.“ Es habe bereits ein 

erstes Treffen in der Staatskanzlei stattgefun-

den, an dem auch Ministerpräsidentin Hannelo-
re Kraft teilgenommen habe. 

 
NRW muss nach dem Urteil des Landes-
Verfassungsgerichts die Besoldung seiner 
Beamten neu regeln.  

(02/29/14) 

 
 

Lehrerkoordinierungsrat in Sachsen-Anhalt: Zusammenarbeit der  
Verbände intensivieren 
 

(dbb) Am 21. Juli 2014 haben sich der Landesvorsitzende des Verbandes Bildung und Er-
ziehung, Helmut Pastrik, der stellvertretende Vorsitzende des Philologenverbandes Sach-
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sen-Anhalt, Thomas Gaube, und die Vorsitzende des Sekundarschullehrerverbandes Sach-
sen-Anhalt, Claudia Diepenbrock, in Halle zu einer Sitzung des Lehrerkoordinierungsrates 

getroffen. An der Sitzung nahm auch der dbb Landesvorsitzende Wolfgang Ladebeck teil. 
Er regte an, dass die Lehrerverbände ihre Kräfte zukünftig stärker bündeln sollten.  

 
Die Teilnehmer definierten Bereiche, in denen 

sie sich eine engere Zusammenarbeit vorstel-

len können. Trotz schulformbezogener unter-
schiedlicher Positionen bekennen sich alle dbb 

Lehrergewerkschaften zum gegliederten Schul-
system und zum Beamtenstatus für Lehrer mit 

allen Rechten und Pflichten. 

 
Ladebeck warb dafür, sich bei den Personal-

ratswahlen im nächsten Jahr abzustimmen und 
Listenverbindungen einzugehen. Zugleich kün-

digte er an, als dbb Landesvorsitzender in den 

kommenden Monaten für eine Novelle des 

Landespersonalvertretungsgesetzes zu werben, 

die zu einer weitreichenden Ausdehnung der 
Rechte der Personalvertretungen führt. 

 
Der Lehrerkoordinierungsrat ist ein Gremium 

des dbb sachsen-anhalt, der damit seinen Leh-

rergewerkschaften die Möglichkeit bietet, bil-
dungspolitische, dienst- und personalvertre-

tungsrechtliche Themen zu diskutieren und 
abzustimmen.  

(03/29/14) 

 
 

dbb saar unterstützt Altschuldenabbau 
 
(dbb) Der dbb saar unterstützt die Landesregierung in ihren Bemühungen zur Lösung der 

Altschuldenproblematik. Bei den laufenden Gesprächen „Zukunftssichere Landesverwal-
tung“ zwischen Landesregierung und Gewerkschaften hat der dbb das alleinige Instru-

ment „Schuldenbremse“ als nicht ausreichend kritisiert. Der dbb Landesbund fordere ei-
nen Altschuldenfonds, so dbb-Landeschef Ewald Linn am 23. Juli 2014. 

 
Ohne einen langfristigen Abbau der über zwei 

Billionen Euro Altschulden der öffentlichen 

Hand und Zinsschulden von jährlich über 65 
Milliarden Euro könne die im Grundgesetz ver-

ankerte Schuldenbremse - als einziges Instru-
ment der Haushaltskonsolidierung bei Bund 

und Ländern - nicht zum Ziel führen. Das Saar-

land zahle derzeit rund 500 Millionen Euro an 
Zinsen; das sind über 13 Prozent Anteil am 

Gesamthaushalt. „Ebenso leiden die saarländi-
schen Kommunen unter einem chronischen 

Schuldensog“, sagte Linn. 
 

„Der einzig gangbare Weg aus der Verschul-

dungsfalle ist ein konsequenter Schuldenab-

bau“, so Linn weiter. Er forderte von der Politik 

in Bund und Ländern umgehende Sondermaß-

nahmen, um die öffentliche Hand langfristig 
von den hohen Zinszahlungen zu entlasten. 

Dabei müsse der Bund vorrangig die Kommu-
nen bei sozialen Leistungen entlasten und alle 

nominalen Haushaltszuwächse für die Schul-

dentilgung reservieren. So könnten auch die 
Erträge einzelner Steuern – des 2019 auslau-

fenden Solidaritätszuschlages und die Erb-
schaftsteuer – in den Abbau der Staatsschul-

den (Altschuldentilgungsfonds) fließen.  
(04/29/14) 

 

 

Wendt: TV-Koch-Show mit Gefängnisinsassen ist „obszön“  
 
(dbb) Als „obszönen Klamauk“ hat der Bundesvorsitzende der Deutschen Polizeigewerk-
schaft (DPolG), Rainer Wendt, die neue RTL-Show von Starkoch Steffen Henssler be-

zeichnet, die in einer Bremer Justizvollzugsanstalt gedreht wird und in der Häftlinge mit-

wirken. 

 
Wendt richtete seine Kritik laut „Die Welt“ 
(Ausgabe vom 21. Juli 2014) direkt an Bre-

mens Justizsenator Martin Günthner, der sein 
Okay für die „Henssler hinter Gittern“-

Dreharbeiten gegeben hatte. Damit habe er 

seine Aufsichtspflicht verletzt, so Wendt. „Es 
wird höchste Zeit, dass die Justizminister der 

Länder sich auf ethische Mindeststandards für 
den Strafvollzug verständigen“, mahnte er. 
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„Sonst erleben wir demnächst ‚Deutschland 
sucht den Super-Verbrecher‘.“ 

(05/29/14) 

KEG zum Streit um Gymnasien: Umfassende Bildung soll im Mittelpunkt  
stehen 
 
(dbb) Die Kultusminister der Länder sollen sich in die Debatte darüber einschalten, ob 

Schüler das Abitur nach 12 ( G 8) oder 13 Jahren (G 9) ablegen sollen. Das hat der Bun-

desbeauftragte der Katholischen Erziehergemeinschaft Deutschlands (KEG), Manfred 
Mahlstedt, gefordert. Sie hätten dies bislang vermieden, da das G 8-Modell überwiegend 

von ihnen befürwortet wird.  

 
In einem Gastbeitrag für die „Augsburger 
Sonntagszeitung“ (Ausgabe vom 20. Juli 2014) 

schreibt Mahlstedt: „Es bleibt abzuwarten, wie 

sich die Bundesländer zukünftig verhalten wer-
den. Notwendig sind pädagogische Impulse für 

ein modernes Gymnasium, in dem das Bewähr-
te, das zeitlos modern ist, praktiziert wird: Zeit 

für Persönlichkeitsbildung, Werteerziehung und 
Kultur, vor allem aber keine Qualitätsminde-

rung. Der bundesdeutschen Reformfreudigkeit 

zum Trotz: Die Schüler und eine umfassende 
Bildung müssen im Mittelpunkt stehen“, so 

Mahlstedt.  
(06/29/14) 

 
 

Namen und Nachrichten 

(dbb) Der 9. Demografie-Kongress Best Age 
wird am 27. und 28. August 2014 im dbb fo-

rum berlin stattfinden, wie der Behörden Spie-

gel als Veranstalter mitteilte. Das diesjährige 
Motto: „Das Miteinander gestalten. Zusam-

menhalt, Generationen, Vereinbarkeit“. Der 
dbb ist Partner des Kongresses und wird ver-

treten durch den Bundesvorsitzenden Klaus 
Dauderstädt, der zum Thema 

„Demografiefester öffentlicher Dienst“ spre-

chen wird, sowie durch den stellvertretenden 
Bundesvorsitzenden und Fachvorstand Beam-

tenpolitik, Hans-Ulrich Benra. Er wird am 
Forum „Gesundheitsmanagement als Füh-

rungsaufgabe“ beteiligt sein. Zu den hochran-

gigen Referenten, die ihre Teilnahme an der 
Tagung zugesagt haben, gehören laut Veran-

stalter auch Bundesfamilienministerin Manuela 
Schwesig, die nordrhein-westfälische Gesund-

heitsministerin Barbara Steffens und der be-
kannte Theologe, Soziologe und Hochschulleh-

rer Prof. Reimer Gronemeyer.  

 
Auf dem Gewerkschaftstag der DSTG (Deut-

sche Steuer-Gewerkschaft) Saar hat der DSTG-
Bundesvorsitzende und dbb Vize Thomas 

Eigenthaler nochmals vorgerechnet, dass 

sich die Investition in mehr Personal lohnen 
würde. „Jeder Fahnder bringt 800.000 bis eine 

Million Euro zusätzliche Steuern pro Jahr ein, 
bei Personalkosten von nur 75.000 Euro“, zi-

tiert die „Saarbrücker Zeitung“ (Ausgabe vom 

19. Juli 2014) den Gewerkschaftschef. Schon 
jetzt würden mittlere Unternehmen nur alle 15 

Jahre, kleine sogar nur alle 70 bis 90 Jahre 
geprüft. „Der öffentlichen Hand gehen jedes 

Jahr geschätzt 30 Milliarden Euro Steuern 

durch die Lappen“, so Eigenthaler. 
 

Den hohen Krankenstand bei Justizvollzugsbe-
amten in Sachsen-Anhalt führt der BSBD (Bund 

der Strafvollzugsbediensteten Deutschlands) 
auch auf mangelnde Anerkennung für die Be-

schäftigten zurück. Die „Süddeutsche Zeitung“ 

(Ausgabe vom 22. Juli 2014) zitiert den BSBD-
Bundesvorsitzenden Anton Bachl, der auf die 

zunächst weitgehende Privatisierung der Jus-
tizvollzuganstalt in Burg hinweist, die dann 

teilweise wieder zurückgenommen wurde. 

„Man sieht doch, welche Wertschätzung in 
Sachsen-Anhalt dem eigenen Personal entge-

gengebracht wird, wenn man privaten Anbie-
tern mehr vertraut – trotz höherer Kosten, 

trotz Beanstandung durch den Rechnungshof, 
trotz des höheren Sicherheitsrisikos bei den 

Privaten.“ Im Allgemeinen Vollzugsdienst des 

Landes Sachsen-Anhalt liegt das Durch-
schnittsalter bei 46,9 Jahren, durchschnittlich 

fehlte jeder Mitarbeiter im vergangenen Jahr 
32 Tage wegen Krankheit.  

 

In dem Vorstoß Bremens, die Bundesliga an 
den Kosten für Polizeieinsätze bei Fußballspie-

len zu beteiligen, sieht der Vorsitzende der 
Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG), Rai-

ner Wendt, ein wichtiges politisches Signal. 

„Die Politik muss zeigen, wer in diesem Land 
regiert“, sagte Wendt am 23. Juli 2014 Radio 
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Bremen. Wendt rechnet damit, dass andere 
Bundesländer dem Beispiel Bremens folgen 

werden. Bremen ist das erste Land, das die 
Bundesliga für Polizeieinsätze bei Fußballspie-

len mit Gewaltpotenzial zur Kasse bitten will. 

Die Deutsche Fußball Liga (DFL) werde voraus-
sichtlich im Dezember nach dem Heimspiel von 

Werder Bremen gegen Hannover 96 erstmals 
eine Rechnung erhalten, sagte Innensenator 

Ulrich Mäurer (SPD). Die rot-grüne Landesre-
gierung will dafür das Gebührenrecht ändern. 

Der Landtag muss das nach der Sommerpause 

noch beschließen. 
(07/29/14) 

 

In eigener Sache:  
Liebe Leserinnen und Leser,  

 
auch das dbb aktuell macht eine kurze Sommerpause. Die nächste Ausgabe erscheint am 

14. August 2014.  
 

Die Redaktion  

 


